
Dienstvereinbarung über Personaldatenverarbeitung
in der Fassung vom 27. Oktober 1997

Präambel

Diese Dienstvereinbarung basiert auf dem verfas-
sungsrechtlich gewährleisteten Recht des Einzelnen,
grundsätzlich selbst über Preisgabe und Verwendung
seiner persönlichen Daten zu bestimmen.

Sie dient ferner dazu, die Beschäftigten vor unzulässi-
gem Gebrauch ihrer persönlichen Daten zu schützen.

§ 1 Regelungsgegenstand

(1) Die Dienstvereinbarung soll

1. einen generellen Rahmen für den Umfang, die
Ziele und die Zulässigkeit bei der Einführung und
Anwendung von Verfahren zur automatisierten
Verarbeitung personenbezogener Daten setzen,

 
2. die Rechte der Dienstkräfte und des Personalrates

bei der Personaldatenverarbeitung präzisieren,
 
3. Grundsätze für den Datenschutz und die Datensi-

cherung für Einzelverfahren vorgeben.
 
(2) Sie umfaßt alle Personalaktendaten und sonstige
personenbezogene Daten in automatisierten Dateien.
Sonstige personenbezogene Daten sind Daten, die mit
dem Dienst-/ Arbeitsverhältnis und der Person der
Dienstkraft nicht in einem inneren sachlichen Zusam-
menhang stehen (insbesondere Daten in Prüfungs-,
Sicherheits- und Kindergeldakten, Vorgänge der Per-
sonalplanung, der Stellenausschreibung, der Stellen-
bewertung und der Geschäftsverteilung).

§ 2 Grundsätze

(1) Die Personaldatenverarbeitung hat das von der
Rechtsprechung (BVerfGE 65, 1) anerkannte Persön-
lichkeitsrecht und Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung der Dienstkraft zu beachten. Dies bedeutet
unter anderem, nicht tiefer in die Persönlichkeits-
sphäre der Dienstkraft einzudringen, als es im Rah-
men der Zweckbestimmung des Dienst-/ Arbeitsver-
hältnisses erforderlich und verhältnismäßig ist.

(2) Ferner ist das berechtigte Interesse der Verwaltung
zu beachten, Personaldatenverarbeitung in wirtschaft-
lich sinnvoller Weise im Rahmen der technischen
Möglichkeiten durchführen zu können.

(3) Jede Dienstkraft, die mit personenbezogenen Da-
ten in automatisierten Anwendungen arbeitet, ist voll-
ständig über die Vorschriften des Berliner Daten-
schutzgesetzes und die ergänzenden Dienstvereinba-
rungen oder Regelungen zu informieren.

(4) Ein automatisierter Datenabruf von personenbezo-
genen Daten durch Dritte ist ohne besondere Rechts-
grundlage unzulässig.

§ 3 Datenübermittlung

(1) Eine Datenübermittlung an Stellen außerhalb der
Dienststelle ist nur im Rahmen der gesetzlichen, tarif-
lichen und vertraglichen Bestimmungen zulässig. Der
Personalrat wird darüber unverzüglich nach Eingang
der Anforderung unterrichtet. Das gilt nicht nur für
die regelmäßige Übermittlung von Daten auf gesetzli-
cher Grundlage.

(2) Eine Datenübermittlung innerhalb der Dienststelle
ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung der Aufgaben der
übermittelnden Stelle und des Empfängers erforder-
lich ist. Übermittelnde Stelle ist ausschließlich die
Personalabteilung.

(3) Zur Erstellung eines internen Telefonverzeichnis-
ses werden Name, Vorname, Funktion, Telefon- und
Faxnummer, Dienstanschrift und Zuordnungshilfs-
merkmale elektronisch erfaßt und im internen Univer-
sitätsnetz vorrätig gehalten. Es gilt § 5 Absätze (1)
und (2) der Dienstvereinbarung.

(4) Derselbe Datensatz wie unter (3) wird auch für die
externe Darstellung der Universität im Internet, bzw.
bei entsprechenden Publikationen vorrätig gehalten
mit der Maßgabe, daß die Angaben entsprechend der
Anlage 1 der Dienstvereinbarung freiwillig erteilt
worden sind oder die personenbezogenen Daten her-
ausragenden Mitgliedern der Universität entsprechend
der Anlage 2 der Dienstvereinbarung zuzuordnen
sind. In diesen Fällen tritt an Stelle der Freiwilligkeit
ein überwiegendes öffentliches Interesse an der
Verbreitung der Daten.

§ 4 Auswertung der Personaldatei

(1) Art und Umfang von Auswertungen automatisier-
ter Personaldaten werden in einem Ausgabenkatalog
angegeben.
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(2) Der Ausgabenkatalog wird jährlich von der
Dienststelle überprüft, ob Auswertungen wegen des
Wegfalls der Erforderlichkeit in Zukunft unterbleiben
können. Hierüber ist der Personalrat zu informieren.

(3) Die Dienststelle sagt dem Personalrat Auswertun-
gen der Personaldatei für dessen eigenen Bedarf unter
Beachtung der Datenschutzbestimmungen zu, soweit
dies zur Aufgabenerfüllung des Personalrats erforder-
lich ist.

§ 5 Rechte der Dienstkräfte/ Betroffenen

(1) Jede Dienstkraft erhält bei erstmaliger Speiche-
rung der personenbezogenen Daten, später bei we-
sentlichen Änderungen, eine vollständige Auflistung
aller zu ihrer Person gespeicherten Daten. Die Auf-
listung enthält unverschlüsselt die Bezeichnung und
den aktuellen Inhalt aller Datenfelder.

(2) Weitere Ausdrucke der Auflistung nach Absatz (1)
werden nur erstellt, wenn Änderungen der Daten seit
dem letzten Ausdruck vorgenommen wurden.

(3) Die Dienstkraft kann in die über sie geführten
Daten Einsicht nehmen.

(4) Das Recht der Dienstkraft auf Einsichtnahme in
ihre Personalakte nach Maßgabe der geltenden
Rechtsvorschriften bleibt unberührt.

(5) Erhebungen und Speicherungen von personenbe-
zogenen Daten im Zusammenhang mit Rechtsstreitig-
keiten zwischen der Dienststelle und der betroffenen
Dienstkraft werden von § 5 Absatz (1), (3) und (4)
nicht erfaßt. Für diese Daten gilt die enge Zweckbin-
dung.

§ 6 Führen der Personaldatei

(1) Das Erheben, Speichern und Verarbeiten perso-
nenbezogener Daten durch automatisierte personal-
datenverarbeitende Systeme wird im Rahmen des § 9
Berliner Datenschutzgesetzes nur vorgenommen, so-
weit

− eine besondere Rechtsvorschrift dies zuläßt
 
 oder
 
− der Betroffene eingewilligt hat (§ 6 Berliner Da-

tenschutzgesetz)
 
 oder

− die Daten für Zwecke der Personalwirtschaft oder
Personalverwaltung zur Begründung, Durchfüh-
rung und Beendigung von Dienst-/ Arbeitsverhält-
nissen erhoben werden.

(2) Für automatisierte Verfahren zur Personaldaten-
verarbeitung ist von der Personalabteilung ein Daten-
katalog zu erstellen, aus dem die Ein- und Ausgabe-
daten, deren Struktur und Formate sowie die mit den
Verknüpfungsmöglichkeiten verfolgten Zwecke ab-
schließend ersichtlich sind.

(3) Der Datenkatalog wird jährlich von der Dienst-
stelle daraufhin geprüft, ob Datenfelder wegen Weg-
falls der Erforderlichkeit zu löschen sind. Geplante
Änderungen des Datenkatalogs – soweit sie nicht der
Erfüllung von Verpflichtungen aus Gesetzen, Tarif-
verträgen oder Dienstvereinbarungen dienen – bedür-
fen der Zustimmung des Personalrates. In allen Fällen
wird der Personalrat rechtzeitig vor Durchführung
unterrichtet.

(4) Die automatisierte Personaldatenverarbeitung hat
sich auf Hilfs- und Unterstützungsfunktionen zu be-
schränken und darf nicht ausschließliche Grundlage
von Personalentscheidungen sein.

§ 7 Zugriff auf Personaldaten

(1) Die Dienststelle gewährleistet, daß durch organi-
satorische und systemtechnische Regelungen die Per-
sonaldaten gegen Mißbrauch gesichert werden.
Mißbräuchlich ist die Verarbeitung der Personaldaten,
wenn sie gegen Datenschutzbestimmungen, andere
Vorschriften oder gegen diese Dienstvereinbarung
verstößt.

(2) Der Verwaltungsrechner ist technisch so zu instal-
lieren, daß kein unbefugter Zugriff auf personenbezo-
gene Daten möglich ist. Eine Erweiterung oder Ver-
änderung unterliegt der Mitbestimmung des Personal-
rates.

(3) Im Rahmen der technischen Möglichkeiten wird
automatisch ein lückenloses Protokoll aller Auswer-
tungsläufe, Datenübermittelungen und Datenzugriffe
auf personenbezogene Daten der Beschäftigten ein-
schließlich der Versuche erstellt.

(4) Alle Zugriffe auf automatisierte Dateien mit per-
sonenbezogenen Daten und Übermittlungsvorgänge
dürfen ausschließlich zu datenschutzrechtlichen
Zugriffs- oder Benutzerkontrollzwecken protokolliert
werden.
Einzelheiten sind in Datensicherungskonzepten zu re-
geln.
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§ 8 Beteiligung des Personalrates

(1) Der Personalrat erhält zur Wahrnehmung seiner
Rechte nach § 73 sowie § 85, Absatz 1, Ziff. 12, 13
des PersVG Berlin und § 3 des Tarifvertrages über die
Arbeitsbedingungen von Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen auf Arbeitsplätzen mit Geräten der IuK-
Technik folgende Informationen und Unterlagen:
a) Während des Planungsstadiums

− den zeitlichen Rahmen der Planung
− beabsichtigte Verarbeitungsziele und -zwecke
− voraussichtlich von der Anwendung betroffene

Beschäftigungsbereiche
− datenschutzrechtliche Vorkehrungen
− vorgesehene Verarbeitung von personenbezo-

genen Daten
− Angaben über die Hard-, Software (Pflichten-

heft)
 
b) Nach Abschluß der Planungsphase

− Datenkatalog über alle enthaltenen Daten und
ihre Zweckbestimmung

− Kreis der Betroffenen
− Art der regelmäßig zu übermittelnden Daten,

ihre Empfänger und die Herkunft regelmäßig
empfangener Daten

− Fristen für die Sperrung und Löschung der
Daten

− Betriebsart des Verfahrens, Art der Geräte,
Standort der IuK-Technik, Verfahren zur Ü-
bermittlung, Sperrung, Löschung und Proto-
kollierung

− Benutzerhandbuch
− Datensicherungskonzept

− Ausgabenkatalog mit allen Auswertungen
− Schulungskonzept
 

(2) Die Einführung neuer Anwendungssysteme und
die Durchführung von Änderungen bestehender An-
wendungssysteme sind unter Beachtung der Grund-
sätze dieser Vereinbarung und nach Beteiligung des
Personalrates zulässig.

(3) Die Regelungen dieser Vereinbarung gelten ent-
sprechend auch für Anwendungen, die nur testweise
durchgeführt werden. Für den Test dürfen keine ech-
ten personenbezogenen Daten verwendet werden.

§ 9 Schlußbestimmungen

(1) Die Dienstvereinbarung tritt sofort nach Veröf-
fentlichung in Kraft.

(2) Bei Bedarf ist die Dienstvereinbarung an verän-
derte rechtliche oder tarifvertragliche Vorschriften an-
zupassen.
Einvernehmliche Änderungen sind jeder Zeit möglich.

(3) Diese Dienstvereinbarung kann von beiden Seiten
mit einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

Personalrat Präsident
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Anlage 1

Hiermit erkläre ich mich mit der Veröffentlichung meiner Daten

(Name, Vorname, Funktion, dienstliche Telefon- bzw. Faxnummer, dienstliche Anschrift, dienstliche e-mail-
Adresse)

als elektronisches Verzeichnis im Internet und für entsprechende Publikationen der Hochschule mit Außenwir-
kung einverstanden.

Datum und Unterschrift
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Anlage 2

Bei folgenden Personen tritt aufgrund ihrer herausragenden Stellung anstelle der Freiwilligkeit ein überwiegen-
des öffentliches Interesse an der Verbreitung der Daten

(Name, Vorname, Funktion, dienstliche Telefon- bzw. Faxnummer, dienstliche Anschrift, e-mail-Adresse):

Der Präsident/die Präsidentin,
die Vizepräsidenten,
der Präsidialamtsleiter/die Präsidialamtsleiterin,
die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Referates Öffentlichkeitsarbeit,
die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Akademischen Auslandsamtes,
die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Kooperationsstelle DGB-HU,
die Frauenbeauftragte.

In den Fakultäten:

der Dekan/die Dekanin,
der Institutsdirektor/die Institutsdirektorin,
der Lehrstuhlinhaber/die Lehrstuhlinhaberin,
der Fakultätsverwaltungsleiter/die Fakultätsverwaltungsleiterin,

In der zentralen Universitätsverwaltung:

der Kanzler/die Kanzlerin,
die Beauftragten/Referenten/Leiter und Leiterinnen der Stabstellen des Kanzlers, bzw. der Kanzlerin und deren
Sekretariatsadressen,
die Abteilungsleiter/Abteilungsleiterinnen,
in der Studienabteilung die Referatsleiter und Referatsleiterinnen,
in der Forschungsabteilung die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit außenwirksamen
Tätigkeiten,
in der Personalabteilung die Referatsleiter und Referatsleiterinnen,
in der Technischen Abteilung die Büroleitung.

Bei den Zentraleinrichtungen sind die Leiter der Zentraleinrichtungen anzugeben.

Die Gremien der Humboldt-Universität zu Berlin in ihrer namentlichen Zusammensetzung.

Grundsätzlich ist bei dem sogenannten technischen Personal der obengenannten Einheiten das öffentliche Inte-
resse an der Verbreitung der Daten nicht gegeben. Hier gilt das Prinzip der Freiwilligkeit.

Alle anderen Mitglieder der Universität können auf dem Wege der Freiwilligkeit ihr Einverständnis in die Ver-
öffentlichung ihrer dienstlichen Daten im Internet klären.


